
Unternehmer und  
Geschäftsführer

Häusliches Arbeitszimmer: Zum Mittel-
punkt der Tätigkeit eines Gutachters

Aufwendungen für ein häusliches Arbeits-
zimmer können als Werbungskosten oder 
Betriebsausgaben abgesetzt werden, wenn 
für die betriebliche oder berufliche Tätig-
keit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfü-
gung steht. Dann sind die Arbeitszimmer-
kosten bis 1.250 Euro abziehbar (ab 2023 
gilt insoweit eine etwas andere Regelung 
mit einer Tagespauschale von bis zu 1.260 
Euro). Hingegen sind die Kosten in voller 
Höhe abzugsfähig, wenn das häusliche Ar-
beitszimmer den Mittelpunkt der gesam-
ten betrieblichen und beruflichen Tätigkeit 
darstellt. Das Finanzgericht Münster hat 
entschieden, dass das häusliche Arbeits-
zimmer eines psychologischen Gutachters 
den Mittelpunkt seiner beruflichen Tätig-
keit darstellen kann mit der Folge, dass 
die Aufwendungen unbegrenzt abzugsfähig 
sind (FG Münster, Urteil vom 18.8.2022, 8 K 
3186/21 E).

Der Sachverhalt: Ein selbstständiger psy-
chologischer Gutachter wird vor allem in 
Überprüfungsverfahren für Strafvollstre-
ckungskammern und für Einrichtungen des 
Maßregelvollzugs tätig. Er machte Kosten 

für ein häusliches Arbeitszimmer in Höhe 
von rund 2.400 Euro als Betriebsausgaben 
geltend. Das Finanzamt erkannte die Auf-
wendungen lediglich in Höhe von 1.250 
Euro an, weil das häusliche Arbeitszimmer 
nicht den Mittelpunkt der Tätigkeit des 
Klägers darstelle. Der qualitative Schwer-
punkt liege in den für die Begutachtung 
unerlässlichen Explorationen der zu be-
gutachtenden Personen. Hiergegen wandte 
der Kläger ein, dass die Explorationen und 
die Gerichtstermine im Verhältnis zur Tä-
tigkeit im Arbeitszimmer in einem zeitlich 
untergeordneten Rahmen lägen (Verhältnis 
zwischen 1:3 und 1:5). Die Ausarbeitung der 
Gutachten erfordere die Auswertung aller 
vorliegenden Informationen und stelle die 
eigentliche Tätigkeit dar. Das FG hat der 
Klage stattgegeben. 

Begründung: Der Mittelpunkt der betrieb-
lichen und beruflichen Betätigung bestim-
me sich vorrangig nach dem qualitativen 
Schwerpunkt der Tätigkeit. Beim Kläger 
liege dieser in seinem Arbeitszimmer. Kern 
seiner Gutachtertätigkeit sei es, unter Er-
mittlung der erforderlichen Tatsachen-
grundlage eine Prognoseentscheidung 
zu treffen. Alleiniger Schwerpunkt dieser 
Tätigkeit seien die im Arbeitszimmer aus-
geübten Tätigkeiten der Auswertung der 
Akten und der Explorationen und die da-
rauf aufbauenden, für das Treffen und die 
Begründung der Prognoseentscheidung 

erforderlichen Recherche-, Rechen-, Be-
wertungs- und Schreibarbeiten. Demge-
genüber stellten die Explorationen selbst 
keinen weiteren wesentlichen Teil der Tä-
tigkeit des Klägers dar. 

Gewerbesteuer: Hinzurechnung von 
Wartungskosten bei Leasingverträgen

Für Zwecke der Gewerbesteuer wird der 
Gewinn aus Gewerbebetrieb durch Hin-
zurechnungen und Kürzungen modifiziert. 
Hinzuzurechnen sind auch Miet- und 
Pachtzinsen (einschließlich Leasingraten) 
für die Benutzung von beweglichen Wirt-
schaftsgütern des Anlagevermögens. Die 
Hinzurechnung erfolgt allerdings nicht in 
voller Höhe, sondern nur mit einem be-
stimmten Prozentsatz. Zudem wird ein Frei-
betrag berücksichtigt.

Wenn allerdings der Freibetrag von 
200.000 Euro (früher: 100.000 Euro) über-
schritten wird, kommt es im Rahmen von 
Betriebsprüfungen häufig zu Diskussionen 
darüber, was tatsächlich unter den Begriff 
der Miet- und Pachtzinsen fällt. So gehört 
beispielsweise die Grundsteuer, die vom 
Vermieter geschuldet, aber vertraglich auf 
den gewerbetreibenden Mieter umgelegt 
wird, zur Miete und ist deshalb gewer-
besteuerrechtlich dem Gewinn zum Teil 
hinzuzurechnen (BFH-Urteil vom 2.2.2022, 
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III R 65/19). Nun hat der Bundesfinanzhof 
entschieden, dass auch Wartungskosten, 
die vertraglich auf den Leasingnehmer ab-
gewälzt werden, Teil der „Leasingrate“ sind 
und gewerbesteuerrechtlich hinzugerech-
net werden (BFH-Urteil vom 20.10.2022, III 
R 33/21). 

Der Sachverhalt: Die Klägerin hat als 
Leasingnehmerin Leasingverträge über 
Kraftfahrzeuge mit verschiedenen Un-
ternehmen abgeschlossen. Wie vertrag-
lich vereinbart, übernahm die Kläge-
rin die anfallenden Wartungsgebühren. 
Das Finanzamt gelangte zu der Ansicht, 
dass die Wartungsgebühren Teil der 
Leasingraten seien. Diese seien gemäß  
§ 8 Nr. 1 Buchst. d GewStG mit einem Fünf-
tel in die Summe einzuberechnen, die zu 
einem Viertel dem Gewinn aus Gewerbe-
betrieb wieder hinzuzurechnen sei. Die an-
schließende Klage und auch die Revision 
blieben erfolglos.

Ausgehend von den zivilrechtlichen Re-
gelungen des Mietrechts habe zwar der 
Leasinggeber dem Leasingnehmer die 
Leasingsache in einem zum vertragsge-
mäßen Gebrauch geeigneten Zustand zu 
überlassen und sie während der Mietzeit 
in diesem Zustand zu erhalten. Es stehe 
dem Leasinggeber aber grundsätzlich frei, 
von dieser gesetzlichen Grundregel abzu-
weichen und die Wartungskosten auf den 
Leasingnehmer abzuwälzen. Wirtschaftlich 
stellen die besonderen Vergütungen für 
die Wartungsarbeiten dann nichts anderes 
dar als Teile des Entgelts, das der Leasing-
nehmer für die Überlassung des Gebrauchs 
einschließlich der Nutzung und der mit der 
Nutzung verbundenen Abnutzung zu ent-
richten hat.

Umsatzsteuer: Vorsteuerabzug für bür-
gerliche Kleidung ist unzulässig

Der Bundesfinanzhof hatte mit Urteil vom 
16.3.2022 (VIII R 33/18) entschieden, dass 
ein Betriebsausgabenabzug für bürger-
liche Kleidung auch dann ausscheidet, 
wenn diese bei der Berufsausübung getra-
gen wird. Das betrifft beispielsweise den 
schwarzen Anzug eines Trauerredners oder 
Kellners. Nun hat der BFH seine Recht-
sprechung zur Einkommensteuer auf die 
Umsatzsteuer übertragen: Der Vorsteuer-
abzug für die Kosten bürgerlicher Kleidung 
ist ausgeschlossen. Für die Versagung des 
Vorsteuerabzugs reicht es aus, wenn bei-
spielsweise die Benutzung eines schwar-
zen Kleids oder eines schwarzen Anzugs 
als normale bürgerliche Kleidung im Rah-
men des Möglichen und Üblichen liegt. Ein 
Vorsteuerabzug kommt auch dann nicht 

in Betracht, wenn ein Arbeitgeber seinem 
Arbeitnehmer schwarze Kleidung zur Aus-
übung seiner Tätigkeit unentgeltlich über-
lässt (BFH-Urteil vom 24.8.2022, XI R 3/22).

Praxistipp:
Die Ausgaben für Kleidung sind steuer-
lich nur dann zu berücksichtigen, wenn 
es sich um „typische“ Berufskleidung 
handelt. Das ist zum einen Spezial-
kleidung; darunter fallen zumeist 
Schutzbekleidungen oder Uniformen. 
Zum anderen sind es Kleidungsstücke, 
die zumindest uniformartig beschaffen 
sind. Für die „Uniformartigkeit“ muss 
das jeweilige Kleidungsstück ein - 
deutlich sichtbares - Firmenlogo haben. 
Bei typischer Berufskleidung sind nach 
wie vor ein Betriebsausgaben- und ein 
Vorsteuerabzug möglich.

Umsatzsteuer: Kein Vorsteuerabzug für 
branchenfremde Erwerber von Kfz

Manch Kfz-Liebhaber kauft Fahrzeuge an, 
bei denen er davon ausgeht, dass die-
se - in naher oder ferner - Zukunft einen 
beträchtlichen Wertzuwachs erzielen. Das 
betrifft oftmals Kfz, von denen tatsäch-
lich oder mutmaßlich nur geringe Stück-
zahlen produziert werden. Diese werden 
nach dem Kauf sofort vor Staub geschützt 
in einer verschlossenen Halle abgestellt 
und nicht zum Straßenverkehr zugelassen. 
Jüngst hat der Bundesfinanzhof entschie-
den, dass demjenigen, der nur gelegent-
lich solche limitierten Sondereditionen 
an- und verkauft, kein Vorsteuerabzug aus 
den Anschaffungskosten zu gewähren ist 
(BFH-Urteile vom 8.9.2022, V R 26/21, V R 
27/21).

In den beiden zugrundeliegenden Fällen 
ging es jeweils um den Erwerb von hoch-
preisigen Mercedes Benz AMG. Die Un-
ternehmer betrieben keinen klassischen 
Autohandel, doch kauften und verkauften 
sie zuweilen einige in ihrer Stückzahl li-
mitierte Luxusfahrzeuge. Die Fahrzeuge 
wurden nicht zugelassen und nach dem 
Kauf verschlossen und abgedeckt in einer 
Halle abgestellt. Das Finanzamt versagte 
den Vorsteuerabzug jeweils mit der Be-
gründung, dass die Kläger die Fahrzeuge 
nicht unternehmerisch nutzen und zudem 
unangemessener Aufwand vorliege. Die 
Kläger verfolgten ihr Begehren auf Vor-
steuerabzug weiter. Die Fahrzeuge seien als 
Geldanlage angeschafft worden. Es sei kein 
unangemessener Aufwand entstanden. In 
beiden Fällen waren die Klagen zwar in der 
Vorinstanz erfolgreich. Doch der BFH beur-

teilt die Sache anders: Der Vorsteuerabzug 
aus dem nur gelegentlichen Erwerb eines 
Pkw steht einem Unternehmer mit ander-
sartiger Haupttätigkeit, also einem bran-
chenfremden Unternehmer, grundsätzlich 
nicht zu. Allein der mögliche Verkauf eines 
Gegenstands ist nicht ausreichend, um eine 
insoweit eigenständige wirtschaftliche Tä-
tigkeit zu bejahen. Die Richter vergleichen 
die Tätigkeit der Kläger in Bezug auf die 
Fahrzeuge mit dem privatem Erwerb eines 
Vermögenswertes durch einen Sammler, 
der darauf wartet, dass der Gegenstand 
eines Tages enorm an Wert gewinnen wird. 
Diese Sammlertätigkeit begründet aber 
keine unternehmerische Tätigkeit und da-
mit keinen Vorsteuerabzug.

Praxistipp:
Nicht nur Branchenfremde kaufen 
und verkaufen Luxusfahrzeuge. Auch 
Kfz-Händler kaufen zuweilen in der 
Stückzahl limitierte Fahrzeuge an, weil 
sie sich Wertsteigerungen erhoffen. Es 
bleibt offen, wie der BFH in solchen 
Sachverhalten entschieden hätte, das 
heißt wenn sich die Kfz-Händler in 
diesem Teilbereich ebenfalls „nur“ 
 wie Sammler verhalten hätten.

 Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Sonn-, Feiertags-, Nachtzuschläge: Was 
gilt bei Rufbereitschaften?

Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- oder 
Nachtarbeit, die neben dem Grundlohn 
gezahlt werden, sind bis zu bestimmten 
Höchstgrenzen steuer- und sozialversiche-
rungsfrei (§ 3b EStG). Steuerfrei sind aber 
nur Zuschläge, die für tatsächlich geleiste-
te Arbeit gezahlt werden. Werden Zuschlä-
ge gezahlt, ohne dass in der begünstigten 
Zeit tatsächlich Arbeiten verrichtet wurden, 
sind diese steuerpflichtig. Dies gilt auch im 
Rahmen von Rufbereitschaften. Das heißt: 
Die bloße Rufbereitschaft genügt nicht 
für die Steuerfreiheit von Zuschlägen, 
wohl aber kann für die während der Ruf-
bereitschaft geleistete Arbeit ein Zuschlag 
steuerfrei gewährt werden - vorausgesetzt, 
die Arbeit erfolgt zu den Zeiten, wie sie in 
§ 3b EStG genannt sind (BFH-Urteil vom 
26.10.1984, BStBl 1985 II S. 57). Werden Be-
reitschaftsdienste pauschal zusätzlich zum 
Grundlohn ohne Rücksicht darauf vergütet, 
ob die Tätigkeit an einem Samstag oder ei-
nem Sonntag erbracht wird, handelt es sich 
nicht um steuerfreie Zuschläge für Sonn-
tags-, Feiertags- oder Nachtarbeit i.S. des 
§ 3b Abs. 1 EStG (BFH-Urteil vom 29.11.2016, 
VI R 61/14).
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Immobilienbesitzer  

Darlehensverträge: Steuerpflichtiger 
Nutzungsersatz bei Widerruf?

Wenn ein Darlehensvertrag rechtswirk-
sam widerrufen wird, kommt es zu einer 
Rückabwicklung des Rechtsgeschäfts. 
Das heißt, dass der Darlehensnehmer die 
Darlehenssumme zurückzahlen muss und 
die Bank gleichzeitig die gesamten vom 
Darlehensnehmer geleisteten Zins- und 
Tilgungszahlungen herausgeben muss. 
Gleichzeitig sind die wechselseitig ge-
zogenen Nutzungen herauszugeben (vgl. 
BGH-Urteil vom 25.4.2017, XI ZR 108/16 und 
XI ZR 573/15). Das Finanzgericht Düsseldorf 
hat entschieden, dass Nutzungsentschä-
digungen der Bank zwar nicht als steuer-
pflichtiger Kapitalertrag anzusehen sind; 
es kann aber - teilweise - ein Veranlas-
sungszusammenhang zu den Einnahmen 
aus Vermietung und Verpachtung gegeben 
sein, so dass die Entschädigung dort zu 
versteuern wäre (Urteil vom 29.9.2022, 11 K 
314/20 E). 

Der Sachverhalt: Die Kläger hatten 2007 
bei der Bank zwei Darlehen aufgenommen: 
Ein Darlehen diente der Finanzierung ih-
rer privat genutzten Wohnung, das andere 
verwendeten die Kläger zur Finanzierung 
einer vermieteten Wohnung. Nach Wider-
ruf der beiden Darlehensverträge aufgrund 
einer fehlerhaften Widerrufsbelehrung im 
Jahr 2014 und Abschluss diesbezüglicher 
Zivilrechtsstreitigkeiten erhielten die Klä-
ger von der Bank im Rahmen der Rückab-
wicklung u.a. einen Nutzungswertersatz in 
Höhe von 7.670 Euro für beide Darlehen. 
Im Einkommensteuerbescheid für 2017 be-
rücksichtigte das beklagte Finanzamt die-
sen Nutzungsersatz bei den Einkünften aus 
Kapitalvermögen. Dagegen wandten sich 
die Kläger und argumentierten, dass sich 
lediglich wechselseitige Nutzungsentschä-
digungen gegenübergestanden hätten. Ins-
besondere sei ihnen im Zuge der Rückab-
wicklung kein Überschuss entstanden, 
denn der an die Bank zu leistende Nut-
zungsersatz habe den eigenen Nutzungser-
satzanspruch gegen die Bank überstiegen. 
Ferner müssten im Falle einer Steuerpflicht 
zumindest die geleisteten Zinszahlungen 
anzurechnen sein. In seinem Urteil sah das 
Gericht die Nutzungsentschädigungen zwar 
nicht als steuerpflichtigen Kapitalertrag 
an; es sei jedoch teilweise ein Veranlas-
sungszusammenhang zu den Einnahmen 
aus Vermietung und Verpachtung gegeben. 

Die Begründung des Gerichts: Der Nut-
zungswertersatz aus der Rückabwicklung 
des Darlehens für die selbstgenutzte Woh-

nung führe nicht zu Einkünften aus Kapi-
talvermögen. Es habe zu keinem Zeitpunkt 
eine Kapitalüberlassung der Kläger an die 
Bank vorgelegen. Vielmehr habe die Bank 
den Nutzungswertersatz im Rahmen einer 
Zug-um-Zug zu erfüllenden Rückabwick-
lung geleistet. Aus denselben Gründen 
sei auch der Nutzungswertersatz aus der 
Rückabwicklung des Darlehens für die ver-
mietete Wohnung kein steuerbarer Kapita-
lertrag. Diese Nutzungsentschädigung ste-
he aber im Zusammenhang mit den für das 
widerrufene Darlehen gezahlten Schuld-
zinsen. Letztere hätten Werbungskosten 
dargestellt. Der teilweise Rückfluss dieser 
Werbungskosten sei durch die Einnah-
meerzielung aus der Wohnungsvermietung 
veranlasst und deshalb als steuerpflichtige 
Einnahme bei den Einkünften aus Vermie-
tung und Verpachtung zu qualifizieren.

Praxistipp:
Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. 
Das Finanzamt hat gegen das Urteil 
die vom Gericht zugelassene Revision 
eingelegt. Das Az. beim Bundesfinanz-
hof lautet: VIII R 16/22.

Wohnungsrecht: Kosten der Ablösung 
können sofort abziehbar sein

Werden Immobilien auf die nachfolgende 
Generation übertragen, behalten sich die 
Eltern oftmals ein Wohnungsrecht oder ein 
Nießbrauchrecht vor. Doch manchmal än-
dern sich die Lebensumstände und ein sol-
ches Wohnungs- oder ein Nießbrauchrecht 
wird abgelöst. Erfolgt die Ablösung ent-
geltlich, stellt sich die Frage, ob die Kosten 
sofort abziehbare Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung darstellen oder ob sie nur im Wege 
der Absetzung für Abnutzung (AfA) zu be-
rücksichtigen sind. Vorausgesetzt natür-
lich, die Immobilie soll weiterhin bzw. nach 
Auszug des Wohnungsrechtsinhabers ver-
mietet werden.

In einem aktuellen Urteil hat der Bundesfi-
nanzhof die Aufwendungen für die Aufgabe 
des Wohnungsrechts als - sofort abziehba-
re - Werbungskosten bei den Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung aner-
kannt (BFH-Urteil vom 20.9.2022, IX R 9/21). 

Der Sachverhalt: Der Kläger hatte im Jahr 
2012 das Erbbaurecht für ein Grundstück er-
worben. Auf dem Grundstück befindet sich 
ein Wohngebäude (Doppelhaushälfte). Das 
Erbbaurecht war mit einem Wohnungsrecht 
zugunsten der A belastet. Im Jahre 2017 ver-
zichte A gegen Zahlung einer einmaligen 
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„Ausgleichsentschädigung“ in Höhe von  
40.000 Euro auf ihr Wohnungsrecht und 
verpflichtete sich, das Gebäude zu räumen. 
Nach einer umfassenden Renovierung 
wird die Doppelhaushälfte seit 2018 vom 
Kläger dauerhaft zur Erzielung von Ein-
künften aus Vermietung und Verpachtung 
genutzt. Das Finanzamt wertete die Aus-
gleichsentschädigung für die Aufgabe des 
Wohnungsrechts nicht als sofort abzugs-
fähige Werbungskosten, sondern als An-
schaffungskosten des Wohngebäudes und 
berücksichtigte nur eine anteilige lineare 
AfA in Höhe von 2 Prozent. Der BFH sieht 
die Sache anders.

Es sei ein wirtschaftlicher Zusammenhang 
mit künftigen Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung anzunehmen, wenn dem 
Inhaber eines Wohnungsrechts ein Ent-
gelt dafür gezahlt wird, dass dieser der 
Löschung seines Rechts zustimmt, er das 
Gebäude räumt und der Eigentümer bzw. 
der Erbbauberechtigte so erreicht, dass 
die Wohnung vermietet werden kann. Mit-
hin seien im Urteilsfall vorab entstandene 
Werbungskosten in Gestalt der Ausgleich-
sentschädigung (40.000 Euro) sowie auch 
der Notarkosten für die Beurkundung des 
Verzichts auf das Wohnungsrecht abzuzie-
hen. 

Praxistipp:
Anders als im Urteilsfall soll die 
Ablösung eines Wohnungs- oder 
Nießbrauchrechts oftmals unentgelt-
lich erfolgen. Dann kann allerdings 
eine hohe Schenkungsteuer ausgelöst 
werden. Bitte informieren Sie uns daher 
frühzeitig, wenn bei Ihnen die Ablösung 
eines entsprechenden Rechts geplant 
ist. 

 Kapitalanleger

Investmentfonds: Vorabpauschale für 
2023 bekanntgegeben

Zu Beginn des Jahres 2018 ist die Besteu-
erung von Investmentfonds neu geregelt 
worden. Unter anderem gibt es nun die 
so genannte Vorabpauschale für thesau-
rierende und teilweise thesaurierende 
Fonds, also Fonds, die ihre Gewinne nicht 
oder nicht vollständig ausschütten. Die-
se Vorpauschale führt zu einer gewissen 
Mindestbesteuerung, das heißt, durch die 
Vorabpauschale sollen Werterhöhungen 
des Fonds vorab versteuert und die Verla-
gerung von Steuerzahlungen in kommende 
Jahre vermieden werden. Die Vorabpau-
schale beträgt 70 Prozent des jährlichen 
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Basiszinses der Bundesbank multipliziert 
mit dem Wert des Fondsanteils zum Jah-
resbeginn (sog. Basisertrag). Sofern der 
tatsächliche Wertzuwachs des Fonds im 
Kalenderjahr geringer ist, wird aber nur 
dieser angesetzt. Gab es keine Wertstei-
gerung, erfolgt auch keine Vorabbesteue-
rung. Zugegebenermaßen ist die Besteue-
rung von Fonds alles andere als leicht. 

Für das Jahr 2021 war keine Vorabpauscha-
le zu versteuern. Grund ist, dass bereits der 
Basiszins für 2021 mit -0,45 Prozent negativ 
war. Folglich konnte sich rein rechnerisch 
auch keine steuerpflichtige Vorabpauscha-
le ergeben (BMF-Schreiben vom 6.1.2021, 
BStBl 2021 I S. 56). Auch für das Jahr 2022 
war keine Vorabpauschale zu versteuern, 
denn der Basiszins war weiterhin negativ 
(BMF-Schreiben vom 7.1.2022, BStBl 2022 
I S. 122). Zur Vorabpauschale für das Jahr 
2023 gilt Folgendes: Der Basiszins vom 
2.1.2023 beträgt 2,55 Prozent. 70 Prozent des 
Basiszinssatzes ergeben 1,785 Prozent. Die 
Vorabpauschale gilt beim Anleger als am 
ersten Werktag des folgenden Jahres zu-
geflossen, also am 2.1.2024 (BMF-Schreiben 
vom 4.1.2023, IV C 1-S 1980-1/19/10038:007).

Alle Steuerzahler

Müllabfuhr und Abwasserentsorgung: 
Weiterhin keine haushaltsnahen Dienste

Steuerbürger dürfen die Kosten für haus-
haltsnahe Dienstleistungen mit 20 Prozent, 
höchstens 4.000 Euro im Jahr, direkt von der 
Steuerschuld abziehen (§ 35a Abs. 2 EStG). 
Die Steuervergünstigung ist also äußerst 
attraktiv. Was tatsächlich als haushaltsna-
he Dienstleistung gilt, kann aber durchaus 
umstritten sein, so etwa hinsichtlich der 
Kosten für die Müllabfuhr und die Abwas-
serentsorgung. Die Finanzverwaltung sieht 
hierin keine haushaltsnahen Dienstleis-
tungen und versagt den Abzug nach § 35a 
EStG. Kürzlich hat das Finanzgericht Müns-
ter diese Sichtweise zwar bestätigt, aber 
ausdrücklich die Revision zugelassen, die 
auch eingelegt wurde (Urteil vom 24.2.2022, 
6 K 1946/21 E).

Leider ist die Revision der Klägerin als un-
zulässig verworfen worden (BFH-Beschluss 
vom 1.9.2022, VI R 8/22). Damit liegt immer 
noch keine materiell-rechtliche Entschei-

dung des Bundesfinanzhofs zum Abzug von 
Müllgebühren (und Gebühren der Abwas-
serentsorgung) vor. Folglich werden sich 
die Finanzämter auf die negative Entschei-
dung des Finanzgerichts Münster berufen 
und einen Abzug der Kosten weiterhin ver-
wehren.

Solidaritätszuschlag: In 2020 und 2021 
war er nicht verfassungswidrig

Die Erhebung des Solidaritätszuschlags 
war in den Jahren 2020 und 2021 noch nicht 
verfassungswidrig; eine Vorlage der Sache 
an das Bundesverfassungsgericht sei da-
her nicht geboten. Dies hat der Bundesfi-
nanzhof mit Urteil vom 17.1.2023 (IX R 15/20) 
entschieden. 

Beim Solidaritätszuschlag handelte es sich 
in den Jahren 2020 und 2021 nach Ansicht 
des BFH noch um eine verfassungsrechtlich 
zulässige Ergänzungsabgabe. Der Solidari-
tätszuschlag sollte bei seiner Einführung 
im Jahr 1995 der Abdeckung der im Zusam-
menhang mit der deutschen Vereinigung 
entstandenen finanziellen Lasten dienen. 
Mit dem Auslaufen des Solidarpakts II 
und der Neuregelung des Länderfinanz-
ausgleichs zum Jahresende 2019 habe der 
Solidaritätszuschlag seine Rechtfertigung 
als Ergänzungsabgabe nicht verloren. Eine 
zwingende rechtstechnische Verbindung 
zwischen dem Solidarpakt II, dem Länder-
finanzausgleich und dem Solidaritätszu-
schlag bestehe nicht. Zudem habe in den 
Streitjahren 2020 und 2021 nach wie vor 
ein wiedervereinigungsbedingter Finanz-
bedarf des Bundes bestanden. Der Gesetz-
geber habe in der Gesetzesbegründung auf 
diesen fortbestehenden Bedarf, der unter 
anderem im Bereich der Rentenversiche-
rung und des Arbeitsmarkts gegeben war, 
hingewiesen. Er habe weiterhin schlüssig 
dargelegt, dass die Einnahmen aus dem 
ab 2021 fortgeführten Solidaritätszuschlag 
zukünftig die fortbestehenden wiederver-
einigungsbedingten Kosten nicht decken 
werden.

Dass sich diese Kosten im Laufe der Zeit 
weiter verringern werden, habe der Ge-
setzgeber mit der ab dem Jahr 2021 in 
Kraft tretenden Beschränkung des Solida-
ritätszuschlags auf die Bezieher höherer 
Einkommen und der damit verbundenen 

Reduzierung des Aufkommens in Rechnung 
gestellt. Aus dem Gesetz zur Rückführung 
des Solidaritätszuschlags werde daher 
deutlich, dass der Gesetzgeber diesen 
nicht unbegrenzt erheben will, sondern 
nur für eine Übergangszeit. Ein finanziel-
ler Mehrbedarf des Bundes, der aus der 
Bewältigung einer Generationenaufgabe 
resultiert, könne auch für einen sehr lan-
gen Zeitraum anzuerkennen sein. Dieser 
Zeitraum sei beim Solidaritätszuschlag je-
denfalls 26 bzw. 27 Jahre nach seiner Ein-
führung noch nicht abgelaufen.

Der Solidaritätszuschlag verstoße auch 
nicht gegen den allgemeinen Gleichheits-
satz (Art. 3 Abs. 1 GG). Ab dem Jahr 2021 
werden aufgrund der erhöhten Freigrenzen 
nur noch die Bezieher höherer Einkom-
men mit Solidaritätszuschlag belastet. Die 
darin liegende Ungleichbehandlung sei 
aber gerechtfertigt. Bei Steuern, die wie 
die Einkommensteuer und damit auch der 
Solidaritätszuschlag an der Leistungsfä-
higkeit des Steuerpflichtigen ausgerichtet 
sind, sei die Berücksichtigung sozialer Ge-
sichtspunkte zulässig. Daher könne auch 
der Gesetzgeber beim Solidaritätszuschlag, 
der im wirtschaftlichen Ergebnis eine Er-
höhung der Einkommensteuer darstellt, 
sozialen Gesichtspunkten Rechnung tragen 
und diesen auf Steuerpflichtige mit hohen 
Einkünften beschränken. Vor diesem Hin-
tergrund sei die ab 2021 bestehende Staf-
felung des Solidaritätszuschlags mit Blick 
auf das Sozialstaatsprinzip des Grundge-
setzes gerechtfertigt (Quelle: BFH, Mittei-
lung vom 30.1.2023).

Praxistipp:
Es steht zu vermuten, dass die 
jetzt unterlegenen Kläger Verfas-
sungsbeschwerde einlegen werden. 
Ungeachtet dessen wird sich das 
Bundesverfassungsgericht über kurz 
oder lang mit einem Beschluss des 
Niedersächsischen Finanzgerichts 
befassen müssen, in dem es um die 
Frage geht, ob der Solidaritätszuschlag 
bereits im Veranlagungszeitraum 2007 
verfassungswidrig war (Az. des BVerfG: 
2 BvL 6/14). Zudem liegt eine weitere 
Verfassungsbeschwerde unter dem Az. 
2 BvR 1505/20 vor.
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